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IV-Generalsekretär Fritz:

„Unehrliche 
Diskussion“ geführt

Wir diskutieren die ös-
terreichischen Issues viel 
zu sehr österreichisch, und 
dann überrascht uns Europa 
mit anderen Entscheidun-
gen, kritisierte eingangs der 
Generalsekretär der Indus-
triellenvereinigung, Lorenz 
Fritz. Es sei notwendig, auf 
die europäischen Weichen-
stellungen zu achten und 
dann die österreichische 
Diskussion zu führen. Ver-
kehrsgeografisch treten wir 
mit 1. Mai aus der Randlage 
heraus, hätten uns jedoch 
darauf nur ungenügend vor-
bereitet.

Der EU Verkehrsminister-
rat habe politische Einigung 
über einen gemeinsamen 
Standpunkt zur Änderung 
den TEN Leitlinien erzielt. 
Hierbei sei Österreich beson-
ders erfolgreich gewesen: 
„Wir haben uns durchgesetzt 
und es ist uns gelungen, für 
viele Strecken den TEN-Sta-
tus zu erreichen.“

Wir müssten den Nach-
holbedarf an grenzüber-
schreitenden Infrastruktur-
maßnahmen – dies gelte für 
Bahn und Straße - zu den 
Beitrittsländern möglichst 
rasch aufholen. Dabei gehe 
es nicht nur um leistungs- 
fähige Verbindungen zwi-
schen Hauptstädten, 
sondern auch um regio-
nale Verbindungen, da Wirt-
schaftsräume über Grenzen 
zusammen wachsen.

In der Transitfrage hätten 
wir „eine sehr unehrliche 
Diskussion“ geführt und „im-
mer so getan, als wäre das 
weitgehend ausländischer 
Verkehr“. Tatsächlich sei-

en 90% immer national ge-
wesen. „Weil wir in Europa 
nicht durchgekommen sind, 
ergreifen wir Verkehrsmaß-
nahmen und treffen damit 
die 90%“. Fritz kritisierte Ver-
suche, „ganz Österreich zu 
sensiblen Zone zu erklären“. 
Man könne nicht „eine Extra-
wurst gegen alle anderen 14 
braten“.

Der Generalsekretär plä-
dierte für eine Effizienzstei-
gerung bei der Bahn, um 
zusätzliches Verkehrsauf-
kommen auf diesen Ver-
kehrsträger zu verlagern. Die 
Verteuerung der Straßen-
benützung mache die Bahn 
nicht attraktiver. „Wenn der 
Verkehr an Österreich vorbei 
rollt, was er schon anfängt 
zu tun, rollt bald auch der 
Wohlstand an uns vorbei“, 
schloss Fritz.

WKO-Präsident Leitl:

Vernetzung statt 
Verlagerung

Ein Bekenntnis zur Wahr-
heit in der Politik legte Wirt-
schaftskammer-Präsident 
Christoph Leitl ab. „Je glaub-

würdiger sie ist, um so mehr 
gehen die Menschen mit“. 
Nationales Versagen auf die 
EU zu projizieren und zu kla-
gen, dass das Image der EU 
in Österreich dramatisch im 
Sinken ist, sei nicht zielfüh-
rend.

Er, Leitl, stoße bei Ge-
sprächen mit Vertretern der 
Erweiterungsländer stets 
auf Unverständnis über die 
Untätigkeit im Infrastruktur-
bereich nach dem Fall des 
Eisernen Vorhanges – etwa 
das Fehlen leistungsfähiger 
Verkehrsverbindungen zwi-
schen Wien und Bratislava, 
zwischen zwei Städten also, 
die im Zentrum eines neuen 
mitteleuropäischen Wachs-
tumsgebietes liegen.

Verkehrspolitik müsse 
entideologisiert werden. Es 
gehe nicht um eine Verla-
gerung von Verkehr auf die 
Schiene, sondern um Vernet-
zungen. Hieraus würden sich 
„in einem Land, das zuneh-
mend auch Verkehrsdreh-
scheibe ist, tolle Chancen 
ergeben“. In einer effizienten 
Logistik „stecken noch unge-

Verkehrskongress 2004:

„Wenn der Verkehr an Österreich vorbei 
rollt, rollt auch der Wohlstand vorbei“

Die aktuellen Verkehrsreformen standen im Mittelpunkt des Verkehrs-
kongresses 2004 der vier österreichischen Verkehrsgesellschaften. Die 
Veranstaltung im Wiener Haus der Industrie stand im Zeichen eines weit-
gehenden Konsenses: Die Notwendigkeit eines Ausbaues der Verkehrsin-
frastruktur – auch der Straße – wird nicht mehr angezweifelt. Ebenso we-
nig die Zuordnung der Kosten des Verkehrs nach dem Verursacher. Zudem 
setzt sich langsam die Erkenntnis durch, dass die Transitverhandlungen in 
Brüssel nicht eben mit einem Übermaß an Geschick geführt worden sind 
– was sich nun auch in einer realistischeren Einschätzung vom Stellenwert 
des Transitverkehrs niederschlägt.
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heure Kapazitäten“. Um sie 
zu nützen, müsse auch die 
Schiene attraktiver werden. 
Am Beispiel von Transpor-
ten in den norditalienischen 
Raum bemängelte Leitl, dass 
die Bahn um 40% teurer sei 
und mit einer Zustellung in-
nerhalb einer Zeitspanne 
von sieben bis zwölf Tagen 
gerechnet werden müsse.

Was die Lkw-Maut be-
treffe, käme man mit deut-
lich niedrigeren Sätzen 
aus, müsste man mit dem 
Geld, das für Investitionen 
bestimmt ist, nicht auch Alt-
schulden bedienen: „Das 
war so nicht ausgemacht“. 
Der Wirtschaftskammer-Prä-
sident mahnte eine Ökobo-
nus-Regelung an und forder-
te die Reduzierung der Kfz-
Steuer auf den Mindestsatz 
innerhalb der EU.

Die Wegekostenrichtlinie 
könne wohl in der zu Ende 
gehenden Funktionsperio-
de des EU-Parlaments nicht 
mehr abschließend behan-
delt werden und nach der 
Neukonstituierung werde 
„alles wieder neu anfangen“. 
Trotzdem müsse auf eine 
rasche Verabschiedung ge-
drängt werden, weil sich für 
den Umstand, dass die Rah-
menbedingungen für die vier 
Grundfreiheiten noch immer 
nationalstaatlich geregelt 
sind, „der Vergleich mit dem 
Mittelalter anbietet“.

Abschließend hob Leitl 
hervor, dass die österreichi-
sche Verkehrswirtschaft die 
höchste Steuer- und Abga-
benquote im Vergleich der 
EU 15 trage: „Daher lasse 
ich mir meine Leute nicht 
nachträglich noch als Fräch-
terlobby beschimpfen“. Sie 
seien Dienstleister, die ver-
suchen „mit schwerstem 
Rucksack eine ordentliche 
Leistung zu erzielen“.

Transportarbeiter-
gewerkschafts-Chef 
Haberzettl:

Schiefes Verhältnis 
und massiver Verzug

Im Bahnverkehr sei in 
den vergangenen 12 bis 
15 Jahren europaweit eine 

systematische Überlastung 
eingetreten, erklärte der Vor-
sitzende der Internationalen 
Transportarbeitergewerk-
schaft, Wilhelm Haberzettl. 
Diese „äußerst bedenkliche“ 
Situation habe bereits zu 
einem Kampf Güterverkehr 
gegen Personenverkehr 
geführt, der mittelfristig zu-
gunsten des Güterverkehrs 
entschieden werde.

Im Straßenverkehr sei in 
den nächsten acht bis neun 
Jahren mit flächendecken-
den Verkehrüberlastungen 
zu rechnen. Schon heute 
seien in der EU 10% aller 
Straßen an Werktagen zu 
mindest zeitweise verstaut, 
und Staus „gehen an das 
Volksvermögen“. Die hier-
durch verursachten Kosten 
würden sich bis 2010 verdop-
peln. In zehn Jahren werde 
es Just-in-Time-Lieferungen 
als eines der wesentlichen 
Elemente der europäischen 
industriellen Vernetzung 
nicht mehr geben, weil dann 
nicht nur die Straße, sondern 
auch die Schiene überlastet 
sein werde. Man müsse be-
ginnen, Verkehrspolitik als 
Einheit aller Verkehrsträger 
zu sehen.

Einer der Hauptgründe 
für das „schiefe Verhältnis“ 
zwischen den einzelnen 
Verkehrsträgern sei die ge-
trennte Betrachtung in der 
Vergangenheit und eine Be-

nachteiligung des Systems 
Bahn. Der „massive Verzug“ 
bei den Investitionen in die 
Schieneninfrastruktur werde 
„wahrscheinlich gar nicht 
mehr aufholbar sein, bevor 
der Kollaps eintritt“. Die In-
vestitionspolitik sei in der 
Vergangenheit „verschleppt 
und gröblichst vernachläs-
sigt“ worden; auch PPP-Mo-
delle würden nicht helfen, 
das Versäumte aufzuholen.

Haberzettl kritisierte den 
gegenwärtigen Entwurf zur 
Wegekostenrichtlinie, doch 
er sehe nun „einen vernünfti-
gen Ansatz, um die Diskussi-
on in die richtige Richtung zu 
führen“. Es werde Aufgabe 
des Verkehrsministers sein, 
„wieder Verbündete oder 
überhaupt einmal Verbünde-
te zu finden, denn sehr viele 
Freunde haben wir ja mo-
mentan verkehrspolitisch in 
Europa eher nicht.“

Es müsse eine Verkehrs-
politik entwickelt werden, die 
„wirtschaftsfördernd oder zu-
mindest wirtschaftsverträg-
lich“ sei, andererseits aber 
nicht zur Folge habe, dass 
der gemeinwirtschaftliche 
Bereich - der Öffentliche Ver-
kehr – nur mehr von Perso-
nen genutzt werde, die sich 
ein Auto nicht leisten wollen 
oder können.

Der Chef der internati-
onalen Transportarbeiter-
gewerkschaft forderte die 
Einbeziehung der Raumord-
nung in die Verkehrspolitik, 
die Einrichtung von Logis-
tikknoten und verkehrträger-
übergreifende Infrastruktur-
Baumaßnahmen. Die Nutzer 
würden für diese „dann auch 
gut ausgebaute Infrastruktur 
Maut zahlen müssen, weil 
ich nicht glaube, dass eine 
exzellente Infrastrukturpolitik 
letztendlich ausschließlich 
über das Budget finanzierbar 
ist.“

Verkehrspolitik könne 
künftig nur im Kontext mit 

Apropos Transit-
verhandlungen...

„Zuerst national laut 
zu schimpfen, groß an-
zukündigen, denen in 
Brüssel wird man es 
zeigen und dann kommt 
man dort an, steigt aus 
den Flieger und erwar-
tet einen roten Teppich 
- so spielt es sich nicht 
ab.“

(Christoph Leitl)

Ein Bild mit hoher Symbolkraft: Auch 15 Jahre nach der Ostöffnung 
enden viele Straßenverbindungen in Richtung der MOEL – 

wie zu Zeiten des Eisernen Vorhanges – im Nirwana. 
Der Ausbau hatte in den neunziger Jahren keinen Vorrang...
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Brüssel gestaltet werden. 
Das sei mühsam, aufwendig 
und erfordere Lobbyismus 
– ein Instrument, das andere 
„bei weitem besser als wir 
Österreicher“ beherrschten, 
hob Haberzettl abschließend 
hervor.

Infrastrukturminister 
Gorbach:

Hinterfragen als Über-
lebensstrategie

Eine glaubwürdige Ver-
kehrspolitik dürfe sich nicht 
in extreme Positionen drän-
gen lassen, müsse immer 
wieder notwendige Kurskor-
rekturen durchführen und 
sich gefallen lassen, dass 
sie ständig hinterfragt werde 
- so wie jeder Unternehmer 
ständig hinterfragen müsse, 
ob seine Produkte den Kun-
denwünschen entsprechen. 
„Ganz nach dem Motto, 
wenn Du etwas immer schon 
so gemacht hast, ist es für 
die Zukunft voraussichtlich 
falsch“, erklärte Infrastruktur-
minister Hubert Gorbach.

Hinterfragen sei eine 
Überlebensstrategie: „Wenn 
neue Rahmenbedingun-
gen oder neu gewonnene 
Erkenntnis vorliegen, sind 
wir verpflichtet, mit guten 
Argumenten die notwendi-
gen Kurskorrekturen oder 
Reformen durchzuführen. 
Extreme oder unangekün-
digte Kursänderungen oder 
gar Kursumkehrungen ent-
sprechen nicht meinem poli-
tischen Stil. Die Politik sollte 
auch für eine Verlässlichkeit 
im Sinne von Kontinuität ste-
hen und berechenbar sein“ 
– eine Replik des Ministers 
auf Wilhelm Haberzettl, der 
moniert hatte, die strategi-
sche verkehrspolitische Aus-
richtung dürfe sich nicht mit 
jedem Wechsel im Verkehrs-
ressort ändern.

Eine Kurskorrektur in der 
Verkehrspolitik sei mit dem 
Regierungswechsel im Jahr 
2000 notwendig gewesen, 
ohne hierbei „die großen 
positiven Ergebnisse der 
Verkehrspolitik der 80er und 
auch der 90er zu vergessen, 
insbesondere die Impulse 
in Richtung einer stärkeren 
Ökologisierung der Verkehrs-
politik und der Verkehrspla-
nung“ (Gorbach). In der Ver-
kehrspolitik der 90er Jahre 
seien Vermeiden von nicht 
notwendigem Verkehr und 
Verlagern des Verkehrs auf 
umweltfreundliche Verkehrs-
träger als positive Leitbilder 
im Vordergrund gestanden. 
Aus heutiger Sicht könne in-
des „unwidersprochen fest-
gestellt werden, dass diese 
Vermeidungs- und Verlage-
rungsziele weit hinter den Er-
wartungen und Hoffnungen 
zurück geblieben sind und 
auch weiterhin zurückblei-

ben werden.“ Die Verkehrs-
zuwächse im Straßenverkehr 
bei geringeren Investitionen 
in die Straße und die ver-
gleichsweise geringeren Zu-
wächse im Schienenbereich 
bei höheren Investitionen in 
die Schiene würden die „of-
fenkundigen Misserfolge“ 
unterstreichen.

Auch das Ziel des Ver-
kehrsverhinderns etwa 
durch Reglementierungen 
des Straßenverkehrs oder 
durch den Nicht-Ausbau von 
Straßen sei nicht erreicht 
worden, sondern habe im 
Gegenteil die Verkehrproble-
me verschärft. Selbst dort, 
wo man bewusst Kapazitäts-
engpässe eingebaut habe, 
um die Verkehrszunahme zu 
bremsen, sei der Straßenver-
kehr deutlich gewachsen.

Eine weitere Folge der 
Verkehrspolitik der vergan-
genen Jahrzehnte sei der 
angehäufte Schuldenberg 

bei Straße und Schiene, er-
läuterte Gorbach. Österreich 
habe mehr als vergleichbare 
andere Staaten auf Kredit-
finanzierung gesetzt, ohne 
rechtzeitig Instrumente der 
Rückzahlung - wie etwa eine 
Maut - zu forcieren.

Bemerkenswert ist die 
Einsicht, „dass man sich 
sehr auf den Transitverkehr 
konzentriert und dabei offen-
sichtlich ignoriert, dass das 
große Problem der hausge-
machte Verkehr ist, den wir 
besser managen müssen.“ 
Wichtig für das Erreichen 
verkehrspolitischer Ziele sei 
Glaubwürdigkeit. Es könne 
nicht sein, „dass wir irgend 
welche Verbote verhängen 
- ob Nachtfahrverbote oder 
sektorale Verbote - die nur 
für Ausländer gelten und 
nicht für den eigenen Ver-
kehr, der die Lebensqualität 
der Betroffenen genau so 
beeinflusst.“

Eine Verkehrspolitik der 
Zukunft müsse ausgewogen 
sein und jeden Verkehrsträ-
ger dort forcieren, wo seine 
Systemvorteile überwiegen, 
setzte Gorbach fort. Das er-
fordere „einen gesamtver-
kehrlichen, intermodalen 
Ansatz.“ Neben dem Ausbau 
der Verkehrsinfrastruktur 
müsse auch das Verkehrs-
management mit Transport-
logistik sowie Verkehrstele-
matik forciert werden.

Apropos Pfänder-Tunnel...

„Jahrelang hat man den Leuten gesagt, wenn wir 
dort ein Nadelöhr schaffen, ist das eine natürliche Bar-
riere. Man hat geglaubt, damit Verkehr aufhalten zu 
können. Der ist ausgewichen und war dann genau dort, 
wo wir ihn eigentlich nicht wollten - nämlich im dicht 
besiedelten Gebiet, wo diese ausufernden Verkehrs-
ströme erst recht für Ärger gesorgt haben. Das ist wie 
bei einem Flaschenhals: Das Wasser, das nicht mehr 
durch diesen Flaschenhals kommt, sucht sich halt ei-
nen Weg daran vorbei“.

(Hubert Gorbach)

Fahrleistungabhängige Maut für Kfz mit mehr als 3,5 t höchst 
zulässigem Gesamtgewicht: Durchschnittlich 22 Cent pro Kilometer 

sind „gut argumentierbar“
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Zum Generalverkehrsplan 
merkte Gorbach an, dass 
„einige grenzüberschreiten-
de Projekte zu spät ange-
setzt“ worden seien. Bei den 
Überlegungen, wie wichtige 
Vorhaben vorgereiht werden 
könnten, ohne andere rück-
reihen zu müssen, sei man 
„auf kreative Finanzierungs-
modelle wie PPP gestoßen“. 
Eine Arbeitsgruppe habe vier 
Projekte mit einem Investi-
tionsvolumen von 2,4 Mrd. 
Euro als PPP-fähig bewertet, 
für die nun die Ausschrei-
bung vorbereitet werde. Da-
mit könnte Österreich auch 
international eine Vorreiter-
rolle spielen.

Bei der Fixierung der Trans- 
europäischen Netze sei Ös-
terreich mit sechs Vorhaben 
und einem Investitionsvolu-
men von 12,25 Mrd. Euro be-
rücksichtigt worden. Es sei 
klar, „dass die Finanzierung 
in Österreich statt finden 
muss“, aber die Planungs-
kosten könne man zu 50% 
und die Investitionskosten 
bis zu 20% von der EU mitfi-
nanzieren zu lassen, berich-
tete Gorbach. Hierzu zähle 
auch der Brenner Basistun-
nel, für den „ein Baubeginn 
Ende 2005 oder Anfang 2006 
zumindest nicht mehr unrea-
listisch erscheint.“

Zur Kritik an der Höhe 
der Maut und der Forderung 
nach Ökologisierung des 
Mautsystems in der nach-
folgenden Diskussion er-
klärte der Minister, der Maut-
satz von durchschnittlich 
22 Cent pro Kilometer sei 
„sehr gut argumentierbar - 
auch gegenüber der EU“. In 
Deutschland versuche man, 
„eine höhere Akzeptanz mit 
einer sehr niedrigen Maut zu 
bekommen, die dann sehr 
rasch wieder angehoben“ 
werde müsse – mit Folge- 
wirkungen auf die langfris-
tigen Rahmenverträge von 
Frächtern und Spediteuren. 
Die Ökologisierung der Maut 
sei für ihn, Gorbach, „ein Ge-
bot der Stunde“. Schon ab 
1. Jänner 2005 sollen „um-
weltfreundliche Lkw billiger 
fahren und schadstoffreiche 
Lkw mehr bezahlen müs-
sen.“

Gemeindevertreter ver-
wiesen auf den Widerspruch, 
sie müssten einerseits einer 
nachhaltig verschlechterten 
Situation bei den Einnahmen 
mit der Reduktion von Ausga-
ben und Kosten begegnen, 
anderseits jedoch Beiträge 
zu Schieneninfrastrukturvor-
haben im regionalen Interes-
se leisten. Gorbach beteuer-
te, er wolle nicht „die Städte 
oder Gemeinden noch mehr 

zur Kassa bitten“. Man werde 
aber über die Finanzierung 
von „lieb Gewonnenem, das 
man nicht aufgeben will“, re-
den müssen.

Die Frage, ob sich Öster-
reich von eine ökologisch 
orientierten Verkehrspolitik 
verabschiede, verneinte der 
Minister. Sein Auftreten im 
EU-Ministerrat habe bewirkt, 
„dass die in Brüssel glauben, 
ich sei der Umweltminister“. 
Es könne jedoch nicht so 
sein wie früher, „dass es un-
möglich ist, ein Projekt zu 
verwirklichen, auch wenn 
90% dafür sind und sich die 
restlichen 10% aufteilen in 
8%, denen es egal ist, und 
2 %, die strikt dagegen sind, 
weil persönliche Interessen 
betroffen werden“, fügte 
Gorbach hinzu.

EU-Experte Schulze:

Transportwahl in 
Kenntnis der Kosten

Als „ausgewogenen, 
pragmatischen Ausgleich 
der unterschiedlichen In-
teressen gegenüber dem 
Straßenverkehr“ bezeichne-
te Ralf Schulze von der Ge-
neraldirektion Energie und 
Verkehr der Europäischen 
Kommission in Brüssel den 
Kommissionsvorschlag zur 
Änderung der Eurovignetten-
Richtlinie. Dieser Vorschlag 
sei gemeinsam mit der ge-
planten Richtlinie zur Inter-
operabilität elektronischer 
Mautsysteme „ein wichtiger 
Schritt in der europäischen 
Verkehrspolitik.“

In einem tragfähigen Bin-
nenmarkt habe der Stras-
senverkehr einen „ganz be-
sonderen Anteil“ und das 
Verkehrsgewerbe müsse als 
wichtiger Wirtschaftsfaktor 
berücksichtigt werden. Ziel 
sei, die wachsende Verkehrs-
nachfrage zu bedienen, aber 
die negativen Effekte, die mit 

der Mobilität verbunden sind, 
einzugrenzen und Verkehrs-
wachstum von Wirtschafts-
wachstum zu entkoppeln.

Die Kommission habe ei-
nen Vorschlag zur Änderung 
der geltenden Direktive vor-
gelegt, weil sie zu der Auffas-
sung gekommen sei, dass 
die gegebene Infrastruktur, 
aber auch Steuern und Ge-
bühren zur Nutzung der In-
frastruktur nicht effizient ge-
nutzt werden. Zudem seien 
Kfz- Steuern und Mineralöl-
steuern in den Mitgliedsstaa-
ten „sehr unterschiedlich“.

Die gegenwärtige Direk-
tive zu Straßenbenützungs-
gebühren beziehe sich auf 
Autobahnen als Qualitäts-
merkmal, erläuterte Schulze. 
Nun sollen auch Ausweich-
strecken einbezogen wer-

den, um Ausweichverkeh-
re von Transeuropäischen 
Netzen auf nicht bemaute-
te Strecken zu vermeiden. 
„Das ist eine Entscheidung 
der jeweiligen Mitgliedsstaa-
ten. Wenn sie auf diesen 
Ausweichstrecken Mauten 
erheben möchten, muss es 
im Rahmen dieser Richtlinie 
erfolgen.“

Die Wegekostenrichtlinie 
soll Nutzer „in die Lage ver-
setzen, die Transportwahl in 
Kenntnis der tatsächlichen 
anfallenden Kosten zu tref-
fen.“ Wesentliche Kompo-

Immer an der (Lärmschutz-) Wand entlang... Aufwändungen für den 
Lärmschutz können in die Berechnung der Mauthöhe einfließen
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nenten der Mautgestaltung 
seien die Infrastrukturkos-
ten, aber auch die Kosten für 
ökologische Maßnahmen, 
den Lärmschutz und Unfall-
kosten, die nicht durch Ver-
sicherungen gedeckt sind. 
Hinzu kämen Lenkungs- und 
Steuerungsmechanismen 
für die Streckennutzung über 
den Preis. Von der Tageszeit 
bzw. von der Verkehrsbelas-
tung abhängige Mautsätze 
würden „den Nutzer animie-
ren, entweder eine andere 
Strecke oder eine andere Ta-
geszeit zu wählen. Wer das 
nicht tut, muss eben den hö-
heren Preis in Kauf nehmen.“ 
Ähnliches gelte für die Diffe-
renzierung nach Strecken: 
In ökologisch sensiblen Ge-
bieten, in Gebieten mit hoher 
Bevölkerungsdichte oder 
auf Strecken mit erhöhter 
Unfallgefahr könnten „Preis-
mechanismen“ den Verkehr 
gezielt reduzieren. „Ab 2008 
sollen die letztgenannten Kri-
terien verpflichtend von den 
Mitgliedsstaaten angewen-
det werden“, hob Schulze 
hervor.

Mit den Einnahmen solle 
das Transeuropäische Ver-
kehrsnetz ausgebaut und 
unterhalten werden. Hierzu 
müssten „die erwirtschafte-
ten Mittel wieder in den Ver-
kehrsbereich zurück fließen“. 
Nach der gegenwärtigen Di-
rektive sollen die Mitglieds-
staaten die im Verkehrsbe-
reich erzielten Einnahmen 
auch im Verkehrsbereich ein-
setzen, sie müssten es aber 
nicht. Schulze: „Sie können 
auch Wohnungsbau damit 
finanzieren.“ Auch beim Nut-
zer werde die Akzeptanz hö-
her sein, wenn er weiß, das 
die von ihm bezahlten Stras-
senbenützungsgebühren 
letztendlich auch ihm wieder 
zu gute kommen, indem sie 
in die Verkehrsinfrastruktur 
zurück fließen. Die Mittel 
müssten indes nicht aus-

schließlich für den Straßen-
verkehr verwendet werden; 
die Mitgliedstaaten sollten 
auch andere Verkehrsträger 
aus diesen Einnahmen finan-
zieren können.

In besonders sensiblen 
Gebieten sollte eine Erhö-
hung der Mauten um bis zu 
25% möglich sein, wenn die 
Einnahmen tatsächlich in 
die Finanzierung alternativer 
Infrastruktur im selben Korri-
dor fließen – „in eine andere 
Straße, oder eben - das ist 
naheliegend - in die Schie-
ne“ (Schulze).

Es sei nicht das Ziel, durch 
die Einführung von Straßen-
benutzungsgebühren die 
Lasten des Transportgewer-
bes zu erhöhen, sondern ein 
Strukturwandel, betonte der 
Experte aus Brüssel. Daher 
müsse den Mitgliedsstaaten 
die Möglichkeit gegeben 
werden, „die bereits geleis-
teten Zahlungen in irgend 
einer Form darauf anzurech-
nen.“ Hier denke die Kom-
mission in erster Linie an 
eine Senkung der Kraftfahr-
zeugsteuer.

Wann die neue Wege-
kostenrichtlinie abgesegnet 
wird, ist ebenso ungewiss, 
wie das Procedere. Schulze: 
„Wenn man sich sehr schnell 
einig ist, könnte es noch in 
diesem Halbjahr passieren. 
Wenn nicht, weiß ich nicht, 
welche Auswirkung die Par-
lamentswahlen und die Bei-
tritte haben werden.“ Die Fra-
ge, ob die Verabschiedung 

Einstimmigkeit voraussetzt, 
werde „nach wie vor im Rat 
behandelt“. Von einer ab-
schließenden Stellungnah-
me sei noch nichts zu hören 
gewesen.

Asfinag-Vorstands-
vorsitzender Hecke:

Mehr Kundenservice 
für’s Eintrittsgeld

Asfinag-Vorstandsvorsit-
zender Walter Hecke vermit-
telte zunächst einen Über-
blick über die Entwicklung 
des österreichischen Maut-
systems für Lkw und Busse 
und merkte an, dass sich „die 
österreichische Lösung auch 
für den Umsetzungsprozess 
im Ausland empfiehlt.“ Die 
Wahrscheinlichkeit, dass die-
ses System auch in unseren 
Nachbarstaaten zum Tragen 
komme, steige „von Stunde 
zu Stunde“.

In einer Replik auf Schul-
ze hob Hecke hervor, es 
„tue gut“, zu hören, dass 
auch die Investitionen in den 
Lärmschutz – sie erreichen 
mittlerweile 10% der Gesamt-
investitionen der Asfinag 
– nach der neuen Wegekos-

tenrichtlinie auch in die Maut-
berechnung einfließen.

Ergänzend zu den Aus-
führungen von Infrastruktur-
minister Gorbach über eine 
PPP-Finanzierung berichtete 
Hecke, „dass wir in etwa 
zwölf Monaten in ein Ver-
fahren gehen können, das es 
ermöglicht, die ganze Ostre-
gion PPP-mäßig zu fahren.“ 
Die Asfinag sei „in hohem 
Maß dran interessiert, dass 
wir nicht nur die Finanzie-
rung gelöst bekommen, 
sondern dass wir damit auch 
einen gewissen Risikotrans-
fer verbinden können.“

Autobahnen werde man 
nicht „ohne Ende bauen 
können“. Damit wachse die 
Notwendigkeit, „über dem 
Straßennetz auf dem Sie 
fahren, ein zweites Netz zu 
errichten, über das Sie mit 
uns kommunizieren“. Hecke: 
„Wenn wir einen Vertrag in 
der Form haben, dass Sie 
ein Eintrittsgeld zahlen und 
wir eine Leistung dafür bereit 
stellen, ist es klar, dass wir 
auch über die Bedingungen, 
die auf diesem Netz unter- 
wegs anzutreffen sind, in-
formieren wollen und müs-
sen.“

Das „Geheimnis der Tele-
matik“ sei die Abstimmung 
der Kapazität mit der Menge, 
die durchfließen wolle. Hier-
zu müsse man den Verkehr 

Autobahnen wird man nicht ohne Ende bauen können

Verkehr zählen, 
Geschwindigkeiten ermitteln, 

Geschwindigkeit anpassen
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zählen und die gefahrenen 
Geschwindigkeiten ermitteln, 
um Geschwindigkeitsanzei-
gen entsprechend anpas-
sen zu können: „Wenn ab 
Wiener Neustadt alle Tempo 
60 fahren würden, gäbe es 
in Wiener Neudorf keinen 
Stau.“

Die Vernetzung von Maut 
und Telematik „wird sehr 
schnell gehen“. Das Ökolo-
gisierungsmodell sei in Ar-
beit: „Wir sind guter Hoffnung 
dass es zum Jahresbeginn 
2005 funktioniert“.

Hecke sprach sich auch 
für eine verbesserte Verknüp-
fung von Autobahnen und 
öffentlichen Verkehrsmitteln 
in den Ballungsräumen aus: 
In Auhof gebe es keine U-
Bahn und wer zwei Kilometer 
weiter zur Endstelle fahre, 
finde dort keinen Parkplatz: 
„Es kann nicht sein, dass 
sich die Verkehrspolitik an 
den Landesgrenzen ändert 
- das ist unser größtes Prob-
lem in der Verantwortung für 
ein durchgängiges Netz“.

Abschließend beschrieb 
Hecke ein gemeinsames 
Projekt mit den ÖBB zur Er-
richtung einer festen Fahr-
bahn im Arlberg-Eisenbahn-
tunnel: „Wir verbinden den 
Eisenbahntunnel mit dem 
Autobahntunnel und erspa-
ren uns die zweite Röhre des 
Autobahntunnels. Das ist ein 

Beispiel für Überlegungen, 
wie wir die Kapazitäten auf 
Schiene und Straße besser 
aufeinander abstimmen.“ 
Wenn eine Schienentrasse 
vorhanden sei, müsse man 
nachdenken, wie man sie 
zusätzlich nutzen könne.

ÖBB-„General“ 
vorm Walde:

... wie Ober- und 
Unterkiefer...

Als „Struktur, mit der sich 
leben lässt“, bezeichnete 
ÖBB-Generaldirektor Rüdi-
ger vorm Walde das Ergeb-
nis der ÖBB-Reform. Zur 
Diskussion über die Form 
der Holding erklärte er, un-
ter den Alternativen einer 
operativen Holding, einer 
Finanzholding und einer stra-
tegischen Holding habe man 
sich für letztere mit dem Ziel 
entschieden, den Konzern 
strategisch auszurichten und 
zu koordinieren.

Gegner hätten eingewän-
det, die Aufteilung werde zu 
Egoismen führen. Ein inte-
griertes Unternehmen sei 
leichter zu führen. Ein Blick 
ins europäische Ausland 
zeige, dass es einerseits 
Modelle der „ganz harten 
Trennung von Infrastruktur 
und Betrieb“, aber auch in-
tegrierte Modelle gebe. Vorm 
Walde: „Beide Modelle haben 
nicht unbedingt nur Vorteile 
und beide sind davon abhän-
gig, wie man sie gestaltet. 
Bei einem Unternehmensver-
bund wie dem Unseren wird 
es darauf ankommen, durch 
vernünftige Koordination das 
Gesamtoptimum herbei zu 
führen.“ Absatz und Infra-
struktur seien „wie Ober- und 
Unterkiefer - man muss sie 
aufeinander abstimmen“.

Vorbehalten gegen eine 
Einbeziehung der Infrastruk-
tur in die Holding, verbunden 
mit der Sorge einer Benach-

teiligung privater Nutzer, hielt 
der ÖBB-Generaldirektor 
entgegen, dass eher das Ge-
genteil eintreten könnte: „Wir 
müssen aufpassen, dass bei 
der Vergabe von Trassen 
nicht das eigene Mutterun-
ternehmen den Kürzeren 
zieht und der Fremde besser 
bedient wird, als man selbst“. 
Denn mit dem Kollegen sei 
es vielleicht einfacher, zu 
streiten, als mit einem Frem-
den.

Was die EU-Erweiterung 
betreffe, werde man mit den 
Verkehrsbetrieben der Bei-
trittsländer verstärkt kooperi-
eren. Auch dort werde disku-
tiert, ob sich Züge rechnen 
und ob man sie nicht in einer 
neuen Gesellschaft gemein-
sam betreiben könnte. „Wir 
wollen unsere Marktpräsenz 
in Ungarn, Tschechien und 
Rumänien ausbauen“. Dies 
seien hart umkämpfte Märk-
te, „also muss man besser 
sein“.

Mehr Qualität im internatio-
nalen Verkehr erfordere auch 
kürzere Transportzeiten. Eine 
Durchschnittsgeschwindig-
keit von 18 km/h „gilt es zu 
erhöhen“; die Grenzübertritte 
sollen beschleunigt werden 
und der „europäische Lok-
führer“ werde künftig „eine 
Selbstverständlichkeit sein“, 
kündigte vorm Walde an. Ein 
Problembereich sei die Lo-
gistik: „Wir sind immer Trans-

porteur gewesen -  weniger 
Logistiker. Wir wollen aber 
einer werden. Wenn man ein 
vernünftiger Logistiker ist, 
löst man auch das Problem 
des Kunden.“

Zu der EU-Wegekosten-
richtlinie, die den Straßen-
verkehr nicht teurer machen, 
sondern die Kosten nur an-
deres strukturieren solle, 
merkte der ÖBB-Chef an, 
dass der Bahntransport mit 
steigenden Kosten belas-
tet werde: 2003 habe man 
rund 330 Mio. Euro Infra-
struktur-Benutzungsentgelt 
– also Maut – bezahlt. Heuer 
würden es mit 350 Mio. Euro 
„erheblich mehr“ sein.

Zufrieden ist vorm Walde 
mit dem Stellenwert des Gü-
terverkehrs, den er als „cash 
cow“ bezeichnete: „Es sieht 
so aus, als wären wir ein 
kommunistisches Land. Wir 
haben einen Verkehrsanteil 

Infrastruktur-Benützungsentgelt 
wird für die Bahn erheblich teurer

Güterverkehr ist „cash cow“ für die ÖBB
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Transport und Verkehr in der 
Wirtschaftskammer Öster-
reich. Deshalb sei der Aus-
bau der Infrastruktur und 
die Transportleistung „kein 
gottverlassenes Unglück“, 
sondern von wirtschaftlicher 
Bedeutung und Wohlstand 
begleitet.

Bei der angekündigten 
Ökologisierung der Mautsät-
ze Anfang 2005 seien „die 
Tarife für besonders um-
weltfreundliche Fahrzeuge 
abzusenken, keinesfalls im 
Sinne eines gewogenen 
Mittels die der älteren Fahr-
zeuge anzuheben.“ Verkehrs-
kontrollen sollten den 
Verkehrsfluss und damit die 
logistischen Ketten nicht be-
hindern. Bollmann: „In den 
USA werden auf den Inter-
states alle 200 km die Lkw 
verwogen - auf einer Sonder-
spur bei Tempo 50. Nur über-
ladene Fahrzeuge werden 
angehalten.“

Die Kraftfahrzeugsteuer 
für Lkw sei in Österreich „die 
weitaus höchste innerhalb 
der EU“ und müsse „augen-
blicklich“ auf das niedrigste 
Niveau abgesenkt werden. 
Durch extrem hohe Kosten 
würden viele Lkw bereits in 
unsere östlichen Nachbar-
länder ausgeflaggt, wodurch 
der Staat Österreich je Fahr-
zeug jährlich rund 51.000 
Euro verliere.

warten zu müssen, bis eine 
Ware aus Salzburg in Wie-
ner Neudorf eintreffe. „Ein 
Frächter ist mit der Ladung 
in sechs Stunden hier, wenn 
wir sie dringend brauchen“, 
berichtete Bayer.

Der Billa-Cheflogistiker 
monierte einen raschen Aus-
bau der Straßeninfrastruktur 
und eine schnelle Verfüg-
barkeit von Telematik-Syste-
men, um die Verkehrsquali-
tät zu heben und damit auch 
einer weiteren Verlagerung 
von Produktionsstandorten 
entgegen zu wirken: „Die 
jährlichen Staukosten auf 
Österreichs Straßen liegen 
bei etwa 18 Milliarden Euro. 
Dagegen sind die 600 Mil-
lionen Euro aus der Lkw-
Maut Peanuts“.

Verkehrs-Kämmerer 
Bollmann:

Staat verliert durch 
Ausflaggen viel Geld

Die Unterscheidung 
zwischen Transport und 
Verkehr werde zunehmend 
wichtiger, da der Wirtschafts-
verkehr und der persönliche 
Individualverkehr völlig un-
terschiedliche Grundlagen 
haben: „Kein Gütertransport 
zu Wasser, zu Lande oder in 
der Luft findet aus Reiselust 
statt”, betonte Harald Boll-
mann, Obmann der Sparte 

Die Produktivität lasse 
sich nur marginal und nur 
von der Auslastung erhöhen, 
denn „unsere Filialen werden 
heuer dort stehen, wo sie 
voriges Jahr gestanden sind 
und unsere Lagerstandorte 
ebenso.“ Ungelöst sei die 
Frage, wer letztlich die Leer-
fahrten bezahle und wie die 
Mautkosten den Kunden 
weiter verrechnet werden. 
Bayer: „Ein Lieferant aus 
Innsbruck beliefert nicht nur 
Rewe Austria, sondern auch 
das Lager von Spar in St. 
Pölten und von Zielpunkt in 
Inzersdorf. Wie rechnet man 
das Road Pricing auf die Ar-
tikel um?“ Dies seien „sehr 
heikle Themen, bei denen 
es im Endeffekt um sehr viel 
Geld geht.“

Outsourcen von Trans-
portleistungen sei „für unsere 
Zwecke nicht zielführend“ 
gewesen. Deshalb operiere 
man mit einem Eigenfuhr-
Anteil von 78%. Damit habe 
man die Steuerung der Lkw-
Flotte und die Kostenkon-
trolle „voll in der Hand“.

Die Schiene habe die Er-
wartungen in Flexibilität beim 
zeitlichen Ablauf von Logis-
tikprozessen und bei der 
Disposition von Transporten 
nicht erfüllt; ein vor zwei 
Jahren gestarteter Testlauf 
sei nach drei Monaten wie-
der eingestellt worden. Es sei 
nicht akzeptabel, drei Tage 

von etwas über 30%. Das 
ist absolute europäische 
Spitze.“ Im Wettbewerb mit 
privaten Transporteuren und 
Spediteuren bekannte er sich 
zu Fairness: Das sei nicht 
nur eine Frage der Ethik; 
„da müssen Spielregeln her, 
damit man sich nicht gegen-
seitig die Kunden weg holt. 
Wenn wir nicht lernen, fair 
miteinander umzugehen, 
schaden wir dem Verkehr.“

Billa-Cheflogistiker 
Bayer:

Mauteinnahmen sind 
Peanuts im Vergleich 
zu Staukosten

Der Umgang mit der Lkw-
Maut stand im Mittelpunkt 
des Vortragsblocks zum 
Wirtschaftsfaktor Verkehr. 
Andreas Bayer, Technischer 
Direktor Lager und Transport 
der Billa AG, erwartet „eine 
ähnliche Entwicklung wie in 
der Schweiz“: Kleine Spedi-
tionsbetriebe würden sich 
„sehr schwer tun, die Road 
Pricing Kosten 1:1 an ihre 
Kunden weiter zu geben.“ Sie 
könnten „Probleme bis zum 
Konkurs“ bekommen. Bei 
Billa rechne man allein in der 
Auslieferungslogistik – die 
Beschaffungslogistik nicht 
mitgerechnet – mit jährlichen 
Mehrkosten von 6 Mio. Euro 
durch die Lkw-Maut.

Im Vergleich zu den Staukosten sind die Mauteinnahmen „Peanuts“
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IV-Bereichsleiter Fürst:

TEN-Projekte rasch in 
Angriff nehmen

In der abschließenden 
Podiumsdiskussion nannte 
Erhard Fürst, Bereichsleiter 
Industriepolitik & Ökono-
mie der Industriellenvereini-
gung, die PPP-Initiative eine 
Chance, die Anbindungen 
an unsere Nachbarländer 
und Verkehrserleichterungen 
im Wiener Raum wesentlich 
rascher realisieren zu kön-
nen. Bei allem Verständnis 
für die private Finanzierung 
der Infrastruktur dürfe je-
doch der Staat nicht ganz 
aus seiner Verantwortung 
entlassen werden. Das gelte 
besonders für die Schiene, 

Apropos Transportkosten

„Vor einem Jahr war ich bei einem Kunden und woll-
te drei Prozent Preiserhöhung. Er hat gerade Orangen 
gegessen – 6,5 kg Moro-Blutorangen im 10-Liter-Kübel 
um 2,69 Euro. Das zeige, sagte er, dass der Transport 
viel zu billig sei, denn ums gleiche Geld bekomme man 
bloß 1 ½ kg steirische Äpfel. Wenn der Transport teu-
rer wäre, würde man mehr steirische Äpfel essen. Auf 
meine Frage, wie viel nach seiner Meinung der Trans-
port kosten sollte, meinte er, mindestens das Doppelte. 
Ich sagte, ich wäre hier wegen einer Preiserhöhung um 
drei Prozent. „Unmöglich“, antwortete er. „Denken Sie 
an meine Konkurrenz“.

(Harald Bollmann)

Schachinger-Logistik 
Chef Schachinger:

Plädoyer für den 
Kombinierten Verkehr

Die Entwicklungsmöglich-
keiten des kombinierten 
Verkehrs beleuchtete 
Max Schachinger von der 
Schachinger Logistik Hold-
ing. (Seine „Facts & Figures“ 
sind zur besseren Übersicht-
lichkeit tabellarisch zusam-
men gefasst.

Modal Split:

Wachstum Güterverkehr (in t) 
1984/2001 in Österreich 
 Schiene : 3,5 % p.a. 160% 
 Straße : 8,2 % p.a. 240%

Verhältnis Güterfernverkehr 
Schiene / Straße (in t) 
 1992 45 / 55 
 2002 40 / 60 

Wachstumsindex: 
 Schiene  150 % 
 Straße  200 %

Modal Split Straße / Schiene 
(in t km) 
 A 61 / 33 (2:1) 
 EU (15) 78 / 14 (5:1)

Wachstum Kombiverkehr (Index) 
1992 zu 2002: 200

Daten und Fakten zum Kombiverkehr:

Kombiverkehr (ÖKOMBI + ÖBB): 700.000 + 250.000 
 = 950.000 Fahrten pro Jahr

davon Transit: 560.000 Fahrten (60%) im Jahr 2003

Mehr als 100 Ganzzüge / KOMBI queren täglich Österreich

Wachstum Kombiverkehr 
1992: 12,5 Mio. t 
2002: 25,0 Mio. t (Faktor 2)

Wachstum Schiene 
(ohne Kombiverkehr) Faktor 1,45

ROLA-Anteil (2002): 50 % (Verdoppelung seit 1995)

Kombianteil am Güterfernverkehr: 
 Österreich:  10 % 
 EU (15):  5 %

Wachstum Transitverkehr durch 
Österreich 1999 / 2001: 
 Schiene 
 (durch Kombiverkehr): +9,5 % 
 Straße:  +2,2 %

Prognosen / Vision 2010:

Unbegleiteter Kom-
biverkehr / Gesamttrend:

o Modal Split hält, 
Schiene wächst mit, Straße 
trotzdem mit absolutem 
Wachstum; keine massive 
Verlagerung zur Schiene

Rollende Landstraße 
(ROLA)

o „Arbeitsteiligkeit“ der 
EU-Wirtschaft fördert „Zulie-
fertransporte“ in EU-Zentren. 
Dies bringt erweiterte „Zulie-
ferdistanzen“ von 800 - 1600 
km.

o EU-Vorwurf: ROLA 
durch Österreich nützt nur 
Österreich, da EU-Nachbar-
länder auf der Straße un-
ter den Vor- u. Nachläufen 
leiden

o Vorschlag: Schaffung 
eines EU-weiten ROLA-Net-
zes entlang Magistralen mit 
einem „hop-on / hop off- 
System“ als Ziel.

o Vision: Jeder Transport-
unternehmer sollte 2010 in-
nerhalb seiner Transitstrek-
ken (800 - 1600 km) etwa 350 
km auf der Schiene (ROLA) 
zurücklegen. Alle ROLA- 

Strecken sollten strategisch 
auf die Haupt-Transit-Länder 
verteilt sein und zentral gele-
gene Ein- und Aussteige-Ter-
minals Ganzzugabfahrten im 
Zweistunden Rhythmus bie-
ten.

Ziele:
o Steigerung des Anteils 

des Kombiverkehrs am ös-
terreichischen Transitverkehr 
von 25% (2002) auf 30% 
(2010)

o Steigerung des Kom-
biverkehrs am Gesamt-Gü-
terverkehr in EU (15) von 5% 
(ist) auf 15% (2010).
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„die sich wahrscheinlich nie 
die Infrastruktur selbst finan-
zieren wird.“ 

In ein sinnvolles System 
fairer und effizienter Preise 
für die Benutzung der Infra-
struktur werde man auch 
den Pkw stärker einbeziehen 
müssen: „Der Preis für eine 
Vignette entspricht etwa zwei 
Tankfüllungen. Und dafür 
kann man das ganze Jahr 
unbeschränkt das hochran-
gige Straßennetz benutzen.“ 
(Fürst).

Die TEN-Projekte müssten 
rasch in Angriff genom-
men werden, um die damit 
verbundenen erhöhten Zu- 
schüsse der EU entsprechend 
lukrieren zu können. Darüber 
hinaus sei es notwendig, In-
frastrukturprojekte auf der 
Grundlage von Kosten-/Nut-
zen-Abschätzungen stärker 

Verkehrs-Staatssekretär 
Kukacka:

Freie Verkehrsmittel-
wahl kann an Grenzen 
stoßen

Dem Generalverkehrsplan 
liege eine strategische Infra-
strukturplanung zu Grunde, 
hob Verkehrs-Staatssekretär 
Helmut Kukacka hervor. Von 
den 45 Milliarden Euro, die 
die Umsetzung des GVP-Ö 
kosten werde, seien rund 
zwei Drittel für die Schiene 
bestimmt. Damit werde „ein 
wesentlichen Beitrag zur 
Verlagerung des Verkehrs 
auf einen ökologisch ver-
träglicheren Verkehrsträger 
geleistet“. Die Bundesregie-
rung bekenne sich jedoch 
„zum ordnungspolitisch 
richtigen Grundsatz der 
freien Wahl des Verkehrsmit-
tels“ und lehne staatliche 
Zwangsmaßnahmen in der 
Verkehrspolitik „grundsät-
zlich ab“. Man müsse jedoch 
zur Kenntnis nehmen, dass 
„die freie Wahl des Verkehrs-
mittels dort an ihre Grenzen 
stoßen kann, wo die Aus-
wirkungen des Verkehrs für 
Mensch und Umwelt unzu-
mutbar werden“.

Jeder Verkehrsträger 
müsse grundsätzlich alle 
seine Kosten tragen. Nur 
Kostenwahrheit ermögliche 
die Förderung des Ausbaues 
von Schiene und Wasser-
straße. Verkehr werde in 

nach wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten zu beurteilen. 
Nachhaltigkeit habe nicht 
nur einen ökologischen As-
pekt, sondern auch einen 
ökonomischen und einen 
sozialen. Alle drei müssten 
gleichgewichtig berücksich-
tigt werden.

Österreich werde künftig 
mit deutlich erhöhten Ver- 
kehrsbelastungen rechnen 
müssen. „Das ist der Preis, 
den unser Land für die 
großen wirtschaftlichen Vor-
teile durch unsere geopoli-
tische Lage zu zahlen hat“, 
schloss Fürst.

AK-Expertin Leodolter:

Mobilitätsbedürfnisse 
der Menschen erfüllen

„Für uns als Arbeitneh-
mer-Interessensvertretung 
in Österreich ist der Verkehr 
keinesfalls etwas Schlech-
tes“, erklärte Mag. Silvia Leo-
dolter, Leiterin der Verkehrs-
abteilung der AK Wien. 
Verkehr sei ein zentraler 
Wirtschaftsfaktor. Er müsse 
jedoch nicht nur die Anforde-
rungen und Bedürfnisse der 
produzierenden Wirtschaft 
und des Handels erfüllen, 
sondern auch die Bedürf-
nisse der Menschen in Rich-
tung Mobilität, aber auch 
im Hinblick auf Gesundheit, 

Sicherheit und Erhaltung 
einer intakten Umwelt. Hinzu 
komme die Notwendigkeit, 
die Rechte der Menschen in 
der Transportwirtschaft nach 
menschenwürdigen Arbeits-
bedingungen zu fördern.

Die AK-Expertin rügte die 
Überbewertung des Tran-
sitverkehrs: „Der Transit 
spielt eine untergeordnete 
Rolle. Wir sind für verstärkte 
Lkw-Kontrollen, aber nicht 
als Instrument gegen den 
Transitvertrag, sondern um 
Kostenwahrheit und Fair-
ness in diesem Bereich 
zu erreichen.“ Sie stellte 
„Frächtern, die sich be-
mühen, fair, verlässlich und 
menschenwürdig mit ihren 
Mitarbeitern umzugehen“ 
jene gegenüber, die „den 
Druck nur weiter geben, 
der zum Teil von der verla-
denden Wirtschaft kommt“. 
Die Nicht-Einhaltung von 
Sozial- und Verkehrssicher-
heitsbestimmungen dürfe 
kein Kostenvorteil sein.

Die Donau muss ausgebaut, die Verknüpfungen Wasser, Straße und Schiene müssen optimiert werden
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Zukunft sicher nicht billiger 
werden, setzte Kukacka fort. 
Verkehrsflächen seien ein 
knappes Gut und nach ei-
nem „simplen ökonomischen 
Grundsatz“ werde knappes 
Gut teurer. Dies werde alle 
Verkehrsträger und alle 
Bürger treffen.

Der Ausbau einer verkehrs-
trägerübergreifenden, grenz-
überschreitenden Verkehrs-
infrastruktur sei viele Jahre 

hindurch aus ideologischen 
Beweggründen vernachläs-
sigt worden – nicht nur auf 
der Straße, sondern auch 
auf der Schiene. Dies müsse 
nun nachgeholt werden, was 
nicht so schnell möglich sei, 
weil solche Vorhaben bis 
zur Verkehrsfreigabe eine 
Vorlaufzeit von zehn bis 15 
Jahren hätten. 

PPP Projekte seien nicht 
nur für die Straße, „wo das 
natürlich viel leichter finan-
zierbar ist“, sondern auch 
für die Schiene vorgesehen. 
Gegenwärtig arbeite man 
daran, die Nord-/Süd- Achse 
mit der Summerauerbahn, 
der Pyhrnbahn und der 
Strecke über den Schober-
pass bis nach Spielfeld, die 
längerfristig im Güterverkehr 
eine bedeutende Rolle spie-
len werde, auf ein PPP-Mo-
dell umzustellen, um dieses 
Projekt vorziehen zu können. 
Noch im Herbst sollte die In-

teressentensuche beginnen, 
kündigte der Staatssekretär 
an.

Für den Ausbau der Donau 
seien rund 500 Millionen 
Euro vorgesehen. Kukacka: 
„Wir müssen alles tun, um 
die Wasserstraße effektiver 
zu machen und vor allem die 
Verknüpfungen von Straße, 
Schiene und Wasserstraße 
optimieren.“ Der Ausbau 
der Donau östlich von Wien 
werde in Angriff genommen. 

Damit seien „sensible ökolo-
gische Fragen“ verbunden, 
aber man werde „zu einem 
guten Konsens kommen“, 
um die Interessen der Ökolo-
gie mit jenen der Schifffahrt 
zu verbinden.

Mit kontinuierlich aus-
gebauten und effektuierten 
Verkehrsträgern „werden wir 
sehr wohl in der Lage sein, 
die weitere Steigerung des 
Verkehrs zu bewältigen“, er-
klärte Kukacka abschließend.

PPP-Modell für Pyhrn-/Schoberachse (gelb) geplant
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